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Beklagte und Revisionsbeklagte.

Der &. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die
mündliche Verhandlung vom 14. Januar 1982

für Recht erkannt:

Die Revision des Klägers gegen das Urteil des
Bayerischen Landessozialgerichts vom 8. Januar 1980

wird zurückgewiesen.

Außergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
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Die Beteiligten streiten um die rentensteigernde Anrechnung

einer Ausfallzeit.

Der 1912 geborene Kläger war zuletzt bis zum 51. Mai 1975

bei der Standortverwaltung 1 beschäftigt. Anschlie-

ßend erhielt er bis zum 5. Juli 1975 Übergangsgeld nach dem

Manteltarifvertrag für Arbeiter des Bundes (MTB II). Am

1. Juli 1975 meldete er sich bei dem Arbeitsamt in Landshut

arbeitslos. Vom 1. Juli 1975 an bezog er zunächst Arbeits-

losengeld (Alg), später ab 28. Juni 1976 Arbeitslosenhilfe

(Alhi).

Die Beklagte gewährte dem Kläger mit Bescheid vom 23. Sep-

tember 1976 Altersruhegeld wegen Arbeitslosigkeit für die

Zeit ab Juli 1976; sie legte der Rentenberechnung nur
Zeiten bis Mai 1975 zugrunde. Die Klage, mit der der Klä-

ger ua die Berücksichtigung der Zeit vom 1. Juli 1975 bis

zum 30. Juni 1976 als Ausfallzeit begehrte, hat das Sozial-
gericht (SG) Landshut abgewiesen (Urteil vom 7. Juli 1978).

Das Bayerische Landessozialgericht (LSG) hat die Berufung

des Klägers zurückgewiesen und im Urteil vom 8. Januar 1980

ausgeführt:

Die Zeit der Arbeitslosigkeit von Juli 1975 bis Juni 1976

könne nicht als Ausfallzeit berücksichtigt werden, weil sie

keine versicherungspflichtige Beschäftigung unterbrochen

habe. Der Kläger sei zwischen der Beendigung des letzten

Arbeitsverhältnisses (51. Mai 1975) und dem Einsetzen des

Alg (1. Juli 1975) weder beim Arbeitsamt gemeldet noch nach-
weisbar um Arbeit bemüht gewesen. Der Bezug des tariflichen
Übergangsgeldes im Juni 1975 lasse sich auch nicht als so-
genannter Uberbrückungstatbestand werten; denn dafür ver-

lange die Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG),
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daß der Versicherte unfreiwillig ohne Arbeit, arbeitswillig

und arbeitsfähig sei (Hinweis auf das Urteil vom 30. Ja—

nuar 1969 - 5 RKn 133/65 - BSGE 29, 120 = SozR Nr 22 zu
5 1259 Reichsversicherungsordnung —RVO-).

Der Kläger hat die vom Senat durch Beschluß zugelassene Re—

vision eingelegt. Er macht geltend, es sei sachgerecht, die

Zeit der Zahlung von tariflichem Ubergangsgeld im öffent—
lichen Dienst als Überbrückungstatbestand gelten zu lassen.

Entgegen der Ansicht des LSG könne es nicht darauf ankommen,

ob in dieser Zeit Arbeitslosigkeit im Sinne der Definition

des Leistungsrechts der Arbeitslosenversicherung vorgelegen

habe.

Der Kläger beantragt (sinngemäß),

die Urteile des Bayerischen Landessozialgerichts
*

vom 8. Januar 1980 sowie des Sozialgerichts Lands-

hut vom 7. Juli 1978 aufzuheben und die Beklagte

in Abänderung ihres Besoheides vom 23. September 1976

zu verpflichten,

die Zeit vom 1. Juli 1975 bis zum 30. Juni 1976 als
Ausfallzeit wegen Arbeitslosigkeit rentensteigernd

zu berücksichtigen.

Die Beklagte beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend und meint,

das tarifliche Übergangsgeld im öffentlichen Dienst diene

anders als etwa das knappschaftliche Anpassungsgeld nicht

der Uberbrückung in ein anderes Beschäftigungsverhältnis,

sondern in der Regel nur als Übergang bis zur Renten-

gewährung.
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II

Die zulässige Revision des Klägers ist unbegründet. Das

LSG hat im Ergebnis zutreffend entschieden, daß die

streitige Zeit nicht als Ausfallzeit bei der Berechnung

des Altersruhegeldes berücksichtigt werden kann.

Nach 5 1259 Abs 1 s 1 Nr 3 RVOsind Ausfallzeiten ua Zeiten,
in denen eine versicherungspflichtige Beschäftigung oder

Tätigkeit durch eine mindestens einen Kalendermonat andauern-

de Arbeitslosigkeit unterbrochen worden ist. An einem sol-

chen Unterbrechungstatbestand fehlt es allerdings entgegen

dem Sprachgebrauch nach der Rechtsprechung des BSG nicht

schon dann, wenn — wie hier - später keine weitere ver-
sicherungspflichtige Beschäftigung oder Tätigkeit mehr folgt,

die Zeit der Arbeitslosigkeit also nicht von Pflichtbeitrags-

zeiten "umrahmt" wird (zB Urteile vom 18. Januar 1962

- 1 RA 21/61 - BSGE 16, 120 = SozR Nr 4 zu 5 1259 RVG und

vom 16. April 1964 — 11 RA 272/62 - BSGE 21, 21 = SozR 12

zu 5 1259 RVG). Zumindest grundsätzlich setzt jedoch die

Unterbrechung voraus„ daß die Arbeitslosigkeit der ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit un-
mittelbar folgt (BSG a30)3 dieser Grundsatz duldet ledig-

lich in den Fällen eine Ausnahme, in denen - wie noch aus—

zuführen sein wird - gleichsam ersatzweise an die Stelle

der unmittelbar folgenden Arbeitslosigkeit ein sogenannter

Überbrückungstatbestand tritt. Dabei gehört zur Arbeits-
losigkeit iS des 9 1259 Abs 1 S 1 Nr 3 RVG nicht auch die

Meldung beim Arbeitsamt; sie ist nur insofern erheblich, als

vor der Meldung liegende Zeiten nicht als Ausfallzeiten be-

rücksichtigt werden können (BSGE21, 21).

Der für die Unterbrechung im vorbezeichneten Sinn erforder—

liche unmittelbare Ansohluß bedeutet nun nicht, es dürfe
überhaupt keine zeitlücke zwischen dem Ende der versicherungs-

pflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit und dem Beginn der

Arbeitslosigkeit (oder des Überbrückungstatbestandes) liegen.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 5 -

Der 11. Senat hat "jedenfalls" einen Zeitraum von mehr als
einem vollen Kalendermonat als schädlich angesehen (SozR

2200 @ 1259 Nr AB), wobei es sich dort um den etwas anderen,

aber vergleichbaren Fall handelte, daß zunächst eine auch

als Ausfallzeit angerechnete Zeit der Arbeitslosigkeit
zurückgelegt werden war, ein Auslandsaufenthalt aber die

Berücksichtigung der wiederum folgenden Arbeitslosigkeit

als weitere Ausfallzeit verhinderte. Der erkennende Senat

geht, dies präzisierend und zugleich der Praxis der Renten-

versicherungsträger folgend, davon aus, daß bereits dann,

wenn ein voller Kalendermonat zwischen dem Ende der ver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung oder Tätigkeit und dem

Beginn der Arbeitslosigkeit liegt, der erforderliche An-

schluß nicht gewahrt ist und es an der Unterbrechung "durch“

Arbeitslosigkeit fehlt. Dieses Abstellen auf den Kalender—

monat ist systemgerecht, auch wenn eine dermaßen pauschalie-

rende, weil auf volle Kalendermonate "aufrechnende" Be—

trachtungsweise im Einzelfall zu einer gewissen Vergünsti-

gung des Versicherten führen kann. Denn der Kalendermonat

stellt die kleinste Zeiteinheit für die Rentenberechnung

dar. Er wird für die Zahl der anrechnungsfähigen Versiche-

rungsjahre (@ 1258 RVG) voll berücksichtigt, wenn er auch

nur zum Teil mit einem für die Rentenbemessung wirksamen
Tatbestand belegt ist; das gilt gleichermaßen für Beitrags-

und Ersatzzeiten sowie Ausfall— und Zurechnungszeiten
(55 1250 Abs 1 und 3, 1259 Abs 4, 1260 Abs 2 RVG). Im Zu-

sammenhang damit steht, daß die versicherungsrechtlich

stärkere Zeit die schwächere verdrängt, somit ein teilweise

mit Beiträgen belegter Kalendermonat als Beitragszeit nicht

zugleich Ausfallzeit sein kann (vgl zB Beschluß des Großen
Senats des BSG vom 9° Dezember 1975 —GS 1/75 = BSGE41,

41, 51 = SozR 2200 € 1259 Nr 13; Urteil vom 29. Juli 1976

- 4/12 RJ 64/75 = BSGEA2, 123, 125 = SozR2200 9 1259 Nr 19).

Der Kläger war im (gesamten) Monat Juni 1975 nicht arbeits-

los. Er hat nach den von der Revision unangegriffen ge-
bliebenen und daher den Senat bindenden Feststellungen des

LSG in diesem Zeitraum weder schon beim Arbeitsamt
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vorge5prochen noch sich selbst um Arbeit bemüht. Damit fehlt

es an der Arbeitsbereitschaft des @ 105 Abs 1 S 1 Nr 2 ”RH

Arbeitsförderung5gesetz (AFG) als einer der Voraussetzungen

der Verfügbarkeit, die ihrerseits zur Arbeitslosigkeit iS

des © 1259 Abs 1 S 1 Nr 5 RVG gehört (vgl BSG SozR 2200

5 1259 Nr A8; BSG, Urteil vom 18. August 1971 - & RJ 107/71 -
SozR Nr 39 zu 5 1259 RVG).

Allerdings scheint der Kläger in der Revisionsinstanz selbst

einzuräumen, die Voraussetzungen der Arbeitslosigkeit vor
dem 1. Juli 1975 nicht erfüllt zu haben. Seine Rechtsaus-

führungen beschränken sich auf den Standpunkt, der Bezug des

tarifvertraglichen Ubergangsgeldes müsse als unschädlicher
Überbrückungstatbestand gewertet werden. Diese Ansicht teilt

der Senat nicht.

Mit "Überbrückungstatbeständen" wollte die Rechtsprechung

aufgrund des dem 5 1259 Abs 1 S 1 Nr 5 RVG innewohnenden

sozialen Schutzzweckes Lücken schließen, die dadurch ent-

stehen, daß der Versicherte vor der Meldung beim Arbeitsamt

durch von ihm nicht zu vertretende Umstände gehindert war,
einer versicherungspflichtigen Beschäftigung nachzugehen und

Beiträge zu entrichten (vgl zuerst Urteil vom 50. Januar*19b9

- 5 RKn 133/65 - BSGE29, 120 = SozR Nr 22 zu € 1259 RVGund
zusammenfassend Beschluß des GS vom 11. Dezember 1973 -
GS 1/75 - BSGE 37, 10, 17 = Nr 62 zu 5 1259 RVG). Derartige

Zeiten, die keine Ausfallzeiten sind, sollen den Anschluß

zu Ausfallzeiten herstellen und diese anrechnungsfähig machen.

Hauptanwendungsgebiet ist bisher die gescheiterte Selbsthilfe

gewesen; es sind Zeiten als unschädlich für die Unterbrechung

durch Arbeitslosigkeit angesehen werden, in denen der Ver-

sicherte erfolglos versucht hatte, durch eine selbständige

Tätigkeit oder auch unselbständige Beschäftigung seinen
Lebensunterhalt zu verdienen (Urteile vom 8. März 1972 -
11 RA 190/71 = BSGE 3A, 93 : SozR Nr 44 zu 5 1259 und vom
16. November 1972 - 11 RA 168/72 = Nr 50 zu € 1259 RVG) oder

mit Hilfe der Auswanderung einer Arbeitslosigkeit zu entgehen
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(Urteil vom 26. Juni 1975 - 12 RJ 24h/74 = SozR 2200 5 1259
Nr 8). In einem weiteren Sinn wird man hierzu auch die an

sich sogar noch näher liegenden Sachverhalte rechnen können,

bei denen der Endzeitpunkt der versicherungspflichtigen Be—

schäftigung für den Versicherten unklar geblieben und/oder

die Beitragsleistung durch den Arbeitgeber unterblieben ist

(vgl Urteil vom 17. Februar 1970 - 1 RA 145/69 = SozR Nr 29
zu 5 1259 RVG: Unterbrechungswirkung gewahrt, wenn der Arbeit-

geber wegen Zahlungsunfähigkeit für die letzten drei Monate

keine Beiträge zur Rentenversicherung mehr geleistet hat; Be-

schluß des GS vom 11. Dezember 1973 = BSGE 37, 10: Unter-

brechungswirkung gewahrt, solange ein gewerkschaftlich ge-
führter Streik andauert, wenn mit dem Ende des Streiks auch

das Beschäftigungsverhältnis endet und sich der Versicherte

anschließend arbeitslos meldet).

Keines der vorgenannten Charakteristika kennzeichnet die Si-

tuation, in der sich der Kläger im Monat Juni 1975 befand.

Das Beschäftigungsverhältnis des Klägers bei der Standort-

verwaltung war mit dem 51. Mai 1975 beendet. Auch die Zahlung

von tariflichem Übergangsgeld ist kein Indiz für ein irgend-

wie geartetes Fortbestehen dieses Arbeitsverhältnisses, son-

dern setzt im Gegenteil gerade dessen Beendigung voraus
(<} 65 Abs 1 MTB II). Deshalb wird das Ubergangsgeld auch
nicht als Einnahme aus einer Beschäftigung nach 5 14 Abs 1
Sozialgesetzbuch, Viertes Buch (SGB IV) angesehen; die Praxis

geht davon aus, daß es keine Beitragspflicht in der Sozial-

versicherung begründet. Das Ubergangsgeld wird in erster

Linie in Erfüllung einer tariflichen arbeitgeberischen Für-

sorgepflicht gewährt, um dem Ausgeschiedenen seine bisherigen

Bezüge für einen Ubergangszeitraum zu sichern, bis er einen

neuen Arbeitsplatz oder eine andere Erwerbsgrundlage gefunden

hat bzw Rentenempfänger geworden ist (vgl Bundesarbeits-

gericht, Urteil vom 18. August 1976 - 4 AZR28Ä/75 = AP Nr 2
zu 5 62 BAT).
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Dafür, daß auf die Arbeitsbereitschaft des Übergangsgeld-

beziehers oder auf andere Aktivitäten, die einen Übergangs-

tatbestand auslösen, nicht verzichtet werden kann, spricht

auch folgendesz Nach 5 66 Abs 5 MTB II erhält der ausge-

schiedene Arbeiter das Übergangsgeld nur insoweit, als

dieses für denselben Zeitraum ua Alg oder Alhi nach dem AFG

übersteigt; das gilt auch, wenn der ausgeschiedene Arbeiter,

der weder Altersruhegeld noch Rente wegen Berufsunfähigkeit

bezieht, bei unverzüglicher Antragstellung nach Beendigung

des Beschäftigungsverhältnisses Anspruch auf Alg oder Alhi

hätte. Durch diese tarifvertragliche Bestimmung soll der

Au3geschiedene gezwungen werden, Antrag auf Alg zu stellen.

Auch wenn er dies unterläßt, kann ihm nämlich gleichwohl der

dem Alg entsprechende Betrag angerechnet werden (vgl

Scheuring-Steingen, MTB II, 5. Aufl, Anm 12 zu € 66 und das

dort zitierte Urteil)„ Daraus wird deutlich, daß das Über-

gangsgeld jedenfalls in der Regel, möglicherweise von be-

sonderen, hier nicht vorliegenden Ausnahmefällen abgesehen,

weder eine Leistung nach dem AFG ersetzen noch die Meldung

beim Arbeitsamt überflüssig machen soll° Die Tarifparteien

erwarten, daß der Ausgeschiedene sich dem Arbeitsmarkt zur
Verfügung stellt; denn es wird nicht nur — wie dargelegt -
das Alg angerechnet, sondern der Anspruch auf Übergangsgeld

entfällt auch vorzeitig mit dem Beginn eines neuen Beschäfti-

gungsverhältnisses oder — für den Fall des Nachweises einer
‘billigerweise annehmbaren Arbeitsstelle - bereits von dem

Tage an, an dem der Ausgeschiedene das neue Beschäftigungs-

verhältnis hätte antreten können (5 65 Abs & MTB II). Der
soziale Schutzzweck des @ 1259 Abs 1 S 1 Nr } RVG, aus dem

heraus die Rechtsfigur des Überbrückungstatbestandes geschaf-

fen worden ist, Spricht mithin dagegen, den bloßen Bezug des

tariflichen Übergangsgeldes der grundsätzlich erforderlichen

Arbeitslosigkeit gleichzusetzen.

Zu einem anderen Ergebnis vermag auch nicht der Hinweis des

Klägers zu führen, in der Praxis der Rentenversicherungsträger

würden teilweise Bezugszeiten von knappschaftlichem Anpassungs-
geld der Arbeitslosigkeit gleichgesetzt„ Denn ob die Gewährung
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jener 1971 ins Leben gerufenen Leistung (Vgl Richtlinien des
Bundesministers für Wirtschaft und Finanzen vom 13. Dezem—

ber 1971 - BAnZ Nr 233) als Uberbrückungstatbestand zu werten

ist, kann hier nicht entschieden werden. Um so weniger bedarf

es der Erörterung, ob das Anpassungsgeld auch nur in den
Grundzügen oder gar im Detail mit dem tariflichen Übergangs-

geld nach MTB II vergleichbar ist. Im übrigen hat sich der

5, Senat des BSGim Urteil vom26. Juli 1978 _ 5 RKn3ß/76 -
(SozR 2600 © 57 Nr 1) über den Bezug des Anpassungsgeldes als
Überbrückungstatbestand zweifelnd und eher ablehnend geäußert
(aaO S 3)? er hat entschieden, daß bei einem Empfänger von
Knappschaftsausgleichsleistnng (@98a Reichsknappschaftsge-
setz) eine ernsthafte Arbeitsbereitschaft ganz allgemein nicht

unterstellt und damit Arbeitslosigkeit nicht angenommen werden

kann.

Die Revision des Klägers konnte daher keinen Erfolg haben.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 193 Sozialgerichtsgesetz.
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